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1. Aufteilung der Kosten einer Betriebsveranstaltung/Weihnachtsfeier als 

steuerpflichtiger Lohn 
 

Zuwendungen eines Arbeitgebers anlässlich einer Betriebsveranstaltung sind erst bei Überschreiten 

einer Freigrenze (von 110 €/Mitarbeiter) als steuerpflichtiger Arbeitslohn zu qualifizieren. Diese Kos-

ten sind grundsätzlich zu gleichen Teilen sämtlichen Teilnehmern zuzurechnen. Eine Voraussetzung 

für die Annahme von Arbeitslohn ist, dass die Teilnehmer durch die Leistungen objektiv bereichert 

werden.  

 

Dies hat der BFH nunmehr entschieden und seine bisher gegenteilige Rechtsprechung geändert. Zu 

einer objektiven Bereicherung führen dabei nur solche Leistungen, die von den teilnehmenden Ar-

beitnehmern unmittelbar konsumiert werden können, also vor allem Speisen, Getränke und Musikdar-

bietungen. Aufwendungen des Arbeitgebers, die die Ausgestaltung der Betriebsveranstaltung 

betreffen (z. B. Mieten und Kosten für die Beauftragung eines Eventveranstalters) bereichern 

die Teilnehmer hingegen nicht und bleiben deshalb bei der Ermittlung der maßgeblichen Kos-

ten unberücksichtigt.  

 

In einem weiteren Urteil entschied der BFH, dass die Kosten der Veranstaltung nicht nur auf die Ar-

beitnehmer, sondern auf alle Teilnehmer (z. B. auch Familienangehörige) zu verteilen sind. Der da-

nach auf Begleitpersonen entfallende Anteil der Kosten wird, so der BFH ebenfalls entgegen seiner 

früheren Auffassung, den Arbeitnehmern bei der Berechnung der Freigrenze auch nicht als eigener 

Vorteil zugerechnet. 

 

 

2. Bundesfinanzministerium äußert sich zu neuen Rechnungsangaben  
 

Gutschrift: Die Pflichtangaben in der Rechnung sind durch das Amtshilferichtlinie-

Umsetzungsgesetz um die Rechnungsangabe „Gutschrift“ erweitert worden. Das Bundesfinanzminis-

terium äußert sich ein einem Schreiben zu den verschiedenen Regelungen insbesondere auch zur 

„Gutschrift“ sinngemäß wie folgt: 



 

Vereinbaren die am Leistungsaustausch Beteiligten, dass der Leistungsempfänger über den 

Umsatz abrechnet, muss die Rechnung die Angabe „Gutschrift“ enthalten. Darüber hinaus 

kommt die Anerkennung von Formulierungen in Betracht, die in anderen Amtssprachen für den Be-

griff „Gutschrift“ in der jeweiligen Sprachfassung verwendet werden (z. B. „Self-billing“). Die Ver-

wendung anderer Begriffe entspricht nicht dem Umsatzsteuergesetz. Gleichwohl will die Finanzver-

waltung den Vorsteuerabzug nicht allein wegen begrifflicher Unschärfen versagen, wenn die gewählte 

Bezeichnung hinreichend eindeutig ist (z. B. Eigenfaktura), die Gutschrift im Übrigen ordnungsgemäß 

erteilt wurde und keine Zweifel an ihrer inhaltlichen Richtigkeit bestehen. 

 

Die im allgemeinen Sprachgebrauch bezeichnete Stornierung oder Korrektur der ursprünglichen 

Rechnung als Gutschrift (sog. kaufmännische Gutschrift) ist keine Gutschrift im umsatzsteuerrechtli-

chen Sinne. Wird in einem solchen Dokument der Begriff „Gutschrift“ verwendet, obwohl keine Gut-

schrift im umsatzsteuerrechtlichen Sinne vorliegt, ist dies weiterhin umsatzsteuerrechtlich unbeacht-

lich.  

 

Wird in einem Dokument sowohl über empfangene Leistungen (Gutschrift) als auch über ausgeführte 

Leistungen (Rechnung) zusammen abgerechnet, muss das Dokument die Rechnungsangabe „Gut-

schrift“ enthalten. Zudem muss aus dem Dokument zweifelsfrei hervorgehen, über welche Leistung 

als Leistungsempfänger bzw. leistender Unternehmer abgerechnet wird. In dem Dokument sind Sal-

dierung und Verrechnung der gegenseitigen Leistungen unzulässig. 

 

Zeitpunkt der Rechnungsausstellung: Nach den Regelungen im Umsatzsteuergesetz ist eine Rech-

nung innerhalb von 6 Monaten nach Ausführung der Leistung auszustellen, sofern eine Verpflichtung 

zur Rechnungsausstellung besteht.  

 

Führt der Unternehmer eine „innergemeinschaftliche Lieferung“ aus, ist er verpflichtet, spätes-

tens am 15. Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Lieferung ausgeführt worden 

ist, eine Rechnung auszustellen. Die gleiche Frist gilt, wenn der Unternehmer eine sonstige Leistung 

in einem anderen Mitgliedstaat ausführt, für die der Leistungsempfänger die Steuer schuldet. 

 

 

3. Grundzüge der neu eingeführten „Lohnsteuer-Nachschau“  
 

Mit der Einführung einer sog. „Lohnsteuer-Nachschau“ durch das Amtshilferichtlinie-

Umsetzungsgesetz soll das Finanzamt in die Lage versetzt werden, sich insbesondere einen Eindruck 

über die räumlichen Verhältnisse, das tatsächlich eingesetzte Personal und den üblichen Geschäftsbe-

trieb zu verschaffen. Dieses Ermittlungsverfahren dient allein der Kontrolle der steuerlichen Pflichten 

auf dem Gebiet der Lohnsteuer. Andere Steuern sind nicht betroffen. 

 

Eine Lohnsteuer-Nachschau darf nur während der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten stattfinden. 

Die Beauftragten dürfen ohne vorherige Ankündigung und außerhalb einer Lohnsteuer-

Außenprüfung Grundstücke und Räume von Personen, die eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 

ausüben, betreten. Wohnräume hingegen dürfen nicht betreten werden, es sei denn es besteht dringen-

de Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung. 

 

Die von der Lohnsteuer-Nachschau betroffenen Personen haben auf Verlangen Lohn- und Gehaltsun-

terlagen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden über die der Lohnsteuer-

Nachschau unterliegenden Sachverhalte vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, soweit dies zur Fest-

stellung einer steuerlichen Erheblichkeit zweckdienlich ist. Welche Unterlagen dies sind, bestimmt 

sich nach der Einschätzung des Amtsträgers. Das Vorlageersuchen der Unterlagen muss aber konkret 

begründet werden. Ein Ermitteln ins Blaue ist nicht zulässig. Geben die getroffenen Feststellungen 

hierzu Anlass, kann von der allgemeinen Nachschau ohne vorherige Prüfungsanordnung zu einer Au-

ßenprüfung übergegangen werden. Auf den Übergang zur Lohnsteuer-Außenprüfung ist jedoch 

schriftlich hinzuweisen. 

 



Die Verhältnisse, die anlässlich einer Lohnsteuer-Nachschau festgestellt werden, können auch bei der 

Steuerveranlagung einer dritten Person – i. d. R. beim Arbeitnehmer – berücksichtigt werden. 

 

Anmerkung: Mit der Einführung der Lohnsteuer-Nachschau sind leider viele Aspekte als ungeklärt 

und rechtlich problematisch anzusehen. Hier ist z. B. fraglich, ob die Durchführung die Möglichkeit 

einer Selbstanzeige verhindert und wie weit eine Nachschau wirklich „zwangsweise“ durchgeführt 

werden darf. Zu dem komplexen Thema wird ein klärendes Schreiben des Bundesfinanzministeriums 

erwartet. 

 

 

4. Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 2013 

 

DIE ELEKTRONISCHE BILANZ FÜR WIRTSCHAFTSJAHRE AB 2013: Bilanzierende Un-

ternehmen müssen für die Wirtschaftsjahre ab 2013 Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung nach 

amtlich vorgeschriebener Gliederung an die Finanzverwaltung elektronisch übermitteln.  

 

Dies gilt unabhängig von der Rechtsform und der Größenklasse des bilanzierenden Unternehmens. 

Auch die anlässlich einer Betriebsveräußerung, Betriebsaufgabe, Änderung der Gewinnermittlungsart, 

eines Gesellschafterwechsels oder in Umwandlungsfällen aufzustellende Bilanz (E-Bilanz) ist durch 

Datenfernübertragung an die Finanzverwaltung zu übermitteln.  

 

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN: Kleine und 

mittlere Unternehmen profitieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden bewegliche 

Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren Voraussetzungen – im 

Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen 

Abschreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch ge-

nommen werden. Der Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Son-

derabschreibung beanspruchen will und damit die Höhe des Gewinns steuern. 

 

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevante Betriebsvermögensgrenze beträgt bei Bi-

lanzierenden 235.000 € bzw. 125.000 € bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft. Die Gewinn-

grenzen bei Einnahme-Überschuss-Rechnern liegt bei 100.000 €.  

 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG KANN SINNVOLL SEIN: Steuerpflichtige können für neue 

oder gebrauchte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder herstel-

len wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % 

und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie bei der Sonderab-

schreibung) –, bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich 

gewinnmindernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vorjah-

ren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen.  

 

Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2014 eine Maschine im Wert von netto 

50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2013 einen Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 40 

% (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch nehmen, der sich in diesem Jahr auch gewinn-

mindernd auswirkt. 

 

Der Unternehmer kann dann die Bemessungsgrundlage für die weiteren Abschreibungen und Sonder-

abschreibungen auf 30.000 € vermindern, um die erforderliche steuerliche Hinzurechnung im An-

schaffungsjahr auszugleichen. Schafft er im Jahr 2014 die Maschine an, kann er zusätzlich eine Son-

derabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd ansetzen. 

 

Unterbleibt die geplante Investition oder ist die beabsichtigte Anschaffung/Herstellung und die später 

tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichartig, ist die Berücksichtigung des Investitionsab-

zugsbetrages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist. Dafür wer-

den bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zinsaufwendungen. 

 



Der BFH hat mit Urteil vom 11.7.2013 jedoch entschieden, dass das Gesetz die Verzinsung lediglich 

für die rückwirkende Streichung eines Investitionsabzugsbetrags nach durchgeführter Investition we-

gen Nichteinhaltung bestimmter Nutzungsvoraussetzungen regelt. Dem Gesetzgeber sei bewusst ge-

wesen, dass sich bei Ausbleiben der Investition eine vergleichbare Rechtslage ergibt. Gleichwohl 

ordnet er für diesen Fall die rückwirkende Verzinsung nicht ausdrücklich an. Damit entschied er die 

in zahlreichen Betriebsprüfungen erörterte Frage nach der rückwirkenden Verzinsung der Steuernach-

forderung zugunsten der Unternehmer – allerdings nur mit Wirkung für die Vergangenheit. Denn für 

ab 2013 beanspruchte Investitionsabzugsbeträge ist die Verzinsung bei rückwirkendem Wegfall des 

Anspruchs durch das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz ausdrücklich gesetzlich geregelt worden. 

 

Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw: Die Gewährung eines Investitionsab-

zugsbetrages setzt u. a. voraus, dass der Steuerpflichtige beabsichtigt, das begünstigte Wirtschaftsgut 

in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder fast ausschließlich betrieblich zu 

nutzen (= betriebliche Nutzung zu mindestens 90 % im Jahr des Erwerbs und im Folgejahr). Des Wei-

teren muss der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt einzureichenden Unterla-

gen seiner Funktion nach benennen und die Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten angeben. Unter diesen Voraussetzungen kann der Investitionsabzugsbetrag auch für einen 

betrieblichen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis der über 90%igen betrieblichen 

Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu führen. 

 

Anmerkung: Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – dazu 

zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es sich um eine 100%ige betriebliche Nut-

zung.  

 

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer des 

Unternehmers sind – also z. B.  Kunden, Geschäftsfreunde usw. – dürfen als Betriebsausgaben abge-

zogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer 

(falls der Schenker zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder 

werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 

35 € übersteigen, entfällt die steuerliche Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang – Ausnahme: Ge-

schenke bis 10 €. 

 

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger mit einem 

Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand stellt 

jedoch keine Betriebsausgabe dar! Er hat den Empfänger von der Steuerübernahme zu unterrichten.  

 

Geschenke aus persönlichem Anlass (Geburtstag, Hochzeit, Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) im 

Wert bis 40 € müssen nicht pauschal besteuert werden. Übersteigt der Wert jedoch 35 €, ist das Ge-

schenk nicht als Betriebsausgabe absetzbar! 

 

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben den 

üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, so kann 

er eine besondere Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu einer 

Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag 

und Kirchensteuer) pauschal besteuert werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspflichtig. Der 

Arbeitgeber kann die Aufwendungen (für Arbeitnehmer) als Betriebsausgaben ansetzen. 

 
 
 
 
 
 
 



 
5.Das neue Reisekostenrecht 2014 

 

Im Rahmen des sogenannten Unternehmenssteuerreformgesetzes tritt ab dem 1.1.2014 das novellierte 

Reisekostenrecht in Kraft. Mit den Neuregelungen solle eine vereinfachte Ermittlung der abziehbaren 

Reisekosten und mehr Rechtssicherheit in der Anwendung erreicht werden. Von den Neuregelungen 

sind die Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten betroffen.  

 

Der bisherige Begriff der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ wird durch einen  neuen Begriff, der „ersten 

Tätigkeitsstätte“ ersetzt. Diese Änderung wirkt sich maßgeblich auf die Höhe der abzugsfähigen 

Fahrtkosten aus.   

 

Im Bereich der Verpflegungsmehraufwendungen ändern sich die steuerlichen Abzugsmöglichkeiten. 

Besonders zu erwähnen ist, dass die bisherige dreistufige Staffelung der abziehbaren Pauschalen und 

Mindestabwesenheitszeiten durch eine zweistufige Staffelung ersetzt wird. Auch die Prüfung der 

Mindestabwesenheitszeiten bei mehrtägigen Auswärtstätigkeiten für den An- und Abreisetag fällt 

weg.  

 

Der Bereich der Übernachtungskosten wird zum ersten Mal gesetzlich geregelt.  
 

 

1.  Neu eingeführt: Die „erste Tätigkeitsstätte“ 
 

An die Stelle des bisherigen Begriffs der „regelmäßigen Tätigkeitsstätte“ tritt ab 2014 der neue Be-

griff der „ersten Tätigkeitsstätte“. Hierbei handelt es sich um eine ortsfeste Einrichtung, an der der 

Arbeitnehmer unbefristet, für die gesamte Dauer des Dienstverhältnisses oder länger als 48 Monate 

tätig werden soll. Ein Arbeitnehmer kann nur „eine“ erste Tätigkeitsstätte je Dienstverhältnis haben. 

Entscheidend ist die arbeitsrechtliche Anordnung des Arbeitgebers gemäß dienstrechtlichen Weisun-

gen bzw. schriftlichen oder mündlichen Absprachen. Dabei ist es unerheblich, in welchem Umfang 

der Arbeitnehmer seine berufliche Tätigkeit an dieser Tätigkeitsstätte tatsächlich ausübt. Die Festle-

gung durch den Arbeitgeber ist für die Finanzverwaltung maßgeblich.  

 

 Erste Prüfungsstufe – die Zuordnung des Arbeitgebers: Wenn mehrere Tätigkeitsstätten vorhanden 

sind, bestimmt der Arbeitgeber, welche davon als erste Tätigkeitsstätte gelten soll. Auch eine au-

ßerbetriebliche Einrichtung, z. B. der Betrieb eines Kunden oder eines verbundenen Unterneh-

mens, kann als erste Tätigkeitsstätte gelten.  

 Zweite Prüfungsstufe – die quantitative Abgrenzung: Wenn der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer 

keiner bestimmten Tätigkeitsstätte zuordnet, wird eine erste Tätigkeitsstätte bestimmt, sofern 
 

 der Arbeitnehmer typischerweise arbeitstäglich oder 

 je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage oder 

 mindestens ein Drittel seiner regelmäßigen Arbeitszeit 

 

an einer betrieblichen Einrichtung gemäß seinem Arbeitsvertrag tätig werden soll. Hierzu muss eine 

Prognoseentscheidung jeweils zu Beginn des Dienstverhältnisses sowie zu Beginn eines jeden Kalen-

derjahres getroffen werden. Weichen die tatsächlichen Verhältnisse durch unvorhersehbare Ereignisse 

(wie z. B. Krankheit) hiervon ab, bleibt es dennoch bei der zuvor getroffenen Prognoseentscheidung 

bezüglich der Festlegung der ersten Tätigkeitsstätte. Ist keines dieser Kriterien erfüllt, hat der Arbeit-

nehmer keine erste Tätigkeitsstätte.   

 

Soll der Arbeitnehmer an mehreren Tätigkeitsstätten mindestens ein Drittel der vereinbarten regelmä-

ßigen Arbeitszeit tätig werden, wird die seiner Wohnung am nächsten liegende Tätigkeitsstätte als 

erste Tätigkeitsstätte bestimmt (sog. Meistbegünstigungsklausel). Diese Regelung ist für den Arbeit-

nehmer am vorteilhaftesten. 

 



Bitte beachten Sie: Das häusliche Arbeitszimmer in der Wohnung des Arbeitnehmers ist keine be-

triebliche Einrichtung des Arbeitgebers oder eines Dritten und kann daher auch künftig keine erste 

Tätigkeitsstätte sein.  

Auch eine Bildungseinrichtung, die (außerhalb eines Dienstverhältnisses) zum Zwecke eines Vollzeit-

studiums oder einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme aufgesucht wird, kann als erste Tätigkeitsstätte 

behandelt werden.  

 

Steuerliche Auswirkungen der Zuordnung der Tätigkeitsstätte im Bezug auf die erste Tätigkeitsstätte:  

 

 Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sind nur in Höhe der 

Entfernungspauschale von 0,30 € je Entfernungskilometer abzugsfähig. 

 Bei Dienstwagengestellung ist für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ein 

geldwerter Vorteil zu versteuern.  

 Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten sind nur im Rahmen einer doppelten 

Haushaltsführung möglich. 

 

Steuerliche Auswirkungen der Zuordnung weiterer Tätigkeitsstätten im Bezug auf die beruflich veran-

lassten Auswärtstätigkeiten:  

 

 Fahrtkosten sind nach Reisekostengrundsätzen als Werbungskosten abzugsfähig; ein steuerfreier 

Reisekostenersatz durch den Arbeitgeber ist in gleicher Höhe möglich. 

 Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten sind abzugsfähig. 
 

 

2. Fahrtkosten  
 

Der Arbeitnehmer kann bei beruflich veranlasster Auswärtstätigkeit die Fahrtkosten in Höhe der tat-

sächlich entstandenen Aufwendungen als Werbungskosten geltend machen. Diese können bei der 

Benutzung eines eigenen oder zur Nutzung überlassenen Fahrzeugs unter Zugrundelegung eines Ki-

lometersatzes errechnet werden aufgrund der für einen Zeitraum von 12 Monaten ermittelten Gesamt-

kosten für das genutzte Fahrzeug. Dieser Kilometersatz kann so lange angesetzt werden, bis sich die 

Verhältnisse wesentlich ändern.  

 

Anstelle der tatsächlichen Aufwendungen kann aus Vereinfachungsgründen typisierend je nach Art 

des benutzten Verkehrsmittels auch ein pauschaler Kilometersatz für jeden gefahrenen Kilometer als 

Werbungskosten angesetzt werden. Dieser pauschale Kilometersatz orientiert sich an den Regelungen 

des Bundesreisekostengesetzes.   

 

Die zurzeit geltenden pauschalen Kilometersätze je gefahrenen Kilometer betragen:  

 

 0,30 € (2013) / 0,30 € ab 2014 für Pkw, 

 0,13 € (2013) / 0,20 € ab 2014 für Motorrad/Motorroller, 

 0,08 € (2013) / 0,20 € ab 2014 für Moped/Mofa und 

 0,05 € (2013) / 0,05 € ab 2014 für Fahrrad. 

 

Wird der pauschale Kilometersatz angesetzt, ist eine Prüfung der tatsächlichen Kilometerkosten ent-

behrlich.  

 

Beispiel 1: Arbeitnehmer A mit Wohnsitz in Düsseldorf ist unbefristet dem Sitz der Geschäftsleitung 

seines Arbeitgebers in Köln zugeordnet. Er hat dort seine erste Tätigkeitsstätte. Im Monat Juni 2014 

wird er an 25 Arbeitstagen nur bei einem Kunden in Bonn tätig. Die Fahrten dorthin legt er mit sei-

nem eigenen Pkw zurück. Die einfache Entfernung von seiner Wohnung in Düsseldorf zum Kunden in 

Bonn beträgt 72 km. 

Konsequenz: Die Fahrten von seiner Wohnung in Düsseldorf zu seiner ersten Tätigkeitsstätte in Köln 

werden in Höhe der Entfernungspauschale als Werbungskosten berücksichtigt. Für seine beruflich 

veranlasste Auswärtstätigkeit in Bonn kann A die Werbungskosten nach Reisekostengrundsätzen gel-



tend machen. So kann er z. B. folgende Fahrtkosten als Werbungskosten ansetzen: 25 Arbeitstage 

× 144 gefahrene Kilometer × 0,30 € = 1.080 €. 

 

Beispiel 2: Arbeitnehmer B wird von seinem Arbeitgeber aufgrund eines großen Auftrags im Betrieb 

eines Kunden für einen Zeitraum von 2 Jahren dem Kunden zugeordnet. 

Konsequenz: Da der Arbeitnehmer nicht für einen Zeitraum von mehr als 48 Monaten von Anfang an 

der Tätigkeitsstätte des Kunden zugeordnet wird, handelt es sich nicht um die erste Tätigkeitsstätte, 

sondern um eine Auswärtstätigkeit. Das gilt auch bei Verlängerung der Tätigkeit beim Kunden, für 

einen weiteren Zeitraum von weniger als 48 Monaten. Arbeitnehmer B kann nach Reisekostengrund-

sätzen abrechnen. 

Abwandlung: Der Arbeitnehmer wird unbefristet zum Kunden abgeordnet. Konsequenz: Der Betrieb 

des Kunden stellt die erste Tätigkeitsstätte des Arbeitnehmers dar. Arbeitnehmer B kann nur die Ent-

fernungspauschale geltend machen. 

 

Beispiel 3: Arbeitnehmer C betreut 4 Filialen einer Supermarktkette in gleicher Intensität. Er wird 

von seinem Arbeitgeber arbeitsrechtlich keiner bestimmten Tätigkeitsstätte zugeordnet. C hat keine 

erste Tätigkeitsstätte. Konsequenz: C kann alle Fahrten nach Reisekostengrundsätzen abrechnen. 

Abwandlung: Arbeitnehmer D betreut nur 2 Filialen der Supermarktkette in gleicher Intensität: Er 

wird von seinem Arbeitgeber arbeitsrechtlich keiner bestimmten Tätigkeitsstätte zugeordnet. Erste 

Tätigkeitsstätte ist die der Wohnung am nächsten gelegene Filiale. Konsequenz: Er kann die Fahrt zu 

der am nächsten gelegenen Filiale nur mit der Entfernungspauschale abrechnen; die Fahrt zur zweiten 

Filiale hingegen nach Reisekostengrundsätzen. 

 

Beispiel 4: Die Auszubildende E besucht dienstags und donnerstags die Berufsschule. Die Bildungs-

einrichtung „Berufsschule” ist keine erste Tätigkeitsstätte, weil sie im Rahmen eines Ausbildungs-

Arbeitsverhältnisses aufgesucht wird. Die erste Tätigkeitsstätte der Auszubildenden befindet sich in 

der Regel in der betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers. Konsequenz: Die Fahrten zur Berufs-

schule sind im Rahmen einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit nach Reisekostengrundsätzen 

abzugsfähig. 

 

Beispiel 5: Arbeitnehmer F erhält seinen Einsatzplan auf den Baustellen telefonisch von seinem Ar-

beitgeber. Er fährt täglich unmittelbar von seiner Wohnung auf die jeweilige Baustelle.  

Konsequenz: F hat keine erste Tätigkeitsstätte. Er kann die Fahrtkosten nach Reisekostengrundsätzen 

geltend machen. 

 

Sonderfall weiträumiges Einsatzgebiet: Sammelpunkt (z. B. bei Zustellern, Forstarbeiter oder Fah-

rern): gilt für die Arbeitnehmer, die nach den dienstrechtlichen Festlegungen zur Aufnahme ihrer 

beruflichen Tätigkeit dauerhaft zum selben Ort (z. B. Flughafen, Busdepot, Fährhafen oder auch 

„Sammeltreffpunkt“) fahren. Die Fahrten zu diesem Ort sind wie die Fahrten zur ersten Tätigkeitsstät-

te zu behandeln. Hinsichtlich der Gewährung der Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen 

und der Berücksichtigung etwaiger Unterkunftskosten liegt bei diesen Arbeitnehmern weiterhin eine 

beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit vor. 

 

Weiträumiges Tätigkeitsgebiet: Keine ortsfeste Tätigkeitsstätte gilt für die Arbeitnehmer, die unmit-

telbar von der Wohnung aus ihre auswärtigen Tätigkeitsstätten aufsuchen. Wird das weiträumige Tä-

tigkeitsgebiet immer vom verschiedenen Zugängen aus betreten oder befahren, soll der Arbeitnehmer 

aus Vereinfachungsgründen die Entfernungspauschale für die Fahrten von der Wohnung zum nächst-

gelegenen Zugang anwenden. 

 

Für alle Fahrten innerhalb des weiträumigen Tätigkeitsgebiets oder die Fahrten von der Wohnung zu 

einem weiter entfernten Zugang können die Fahrten nach Reisekostengrundsätzen geltend gemacht 

werden. 

 

Beispiel 6: Arbeitnehmer G arbeitet als Kaminkehrer. Er fährt täglich von der seiner Wohnung zu 

seinem Kehrbezirk. Konsequenz: G kann seine Fahrten bis zum nächstgelegenen Zugang zum Tätig-

keitsgebiet lediglich in Höhe der Entfernungspauschale geltend machen.  



 

Beispiel 7: Arbeitnehmer H ist Busfahrer. Er übt somit seine Tätigkeit nicht an einer ortsfesten Tätig-

keitsstätte aus. H muss gemäß Dienstanweisung seines Arbeitgebers täglich zunächst von seiner 

Wohnung zum Busbahnhof fahren, wo er auf das Fahrzeug umsteigt. Konsequenz: H kann Fahrtkos-

ten zum Busbahnhof nur in Höhe der Entfernungspauschale ansetzen.  

Abwandlung: H beginnt seine Fahrtätigkeit täglich an verschiedenen Haltestellen, wo er mit seinem 

privaten Pkw hinfährt. Der Arbeitgeber hat keine erste Tätigkeitsstätte festgelegt. Konsequenz: H 

kann seine Fahrtkosten nach Reisekostengrundsätzen geltend machen. 

 

Beratungshinweis: Da der Arbeitgeber die erste Tätigkeitsstätte festlegen kann und das eine weitrei-

chende Bedeutung hat, muss diese Festlegung nachvollziehbar sein und dokumentiert werden. Sofern 

diese Bestimmung nicht als missbräuchlich eingestuft wird, folgt das Steuerrecht dieser Entscheidung. 
 

 

3.  Verpflegungsmehraufwendungen  
 

Bei den Verpflegungsmehraufwendungen wird die bisherige dreistufige Staffelung auf zwei Stufen 

reduziert. Für Inlandsreisen können ab 2014 folgende Pauschbeträge steuerlich berücksichtigt werden: 

 

 12 € je Kalendertag, sofern der Arbeitnehmer mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und ggf. 

der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist,   

 24 € je Kalendertag, bei einer Abwesenheit von mehr als 24 Stunden, 

 jeweils 12 € für den An- und Abreisetag bei auswärtiger Übernachtung ohne Prüfung einer Min-

destabwesenheitszeit. Es spielt keine Rolle, ob die Tätigkeit von der Wohnung, der ersten Tätig-

keitsstätte oder einer anderen Tätigkeitsstätte des Arbeitnehmers aus angetreten wird. 

 

Für die Qualifizierung als An- oder Abreisetag ist es ausreichend, wenn der Arbeitnehmer an diesem, 

einem anschließenden oder vorhergehenden Tag außerhalb der Wohnung übernachtet. 

 

Die Verpflegungspauschale von 12 € gilt auch dann, wenn der Arbeitnehmer seine eintägige berufli-

che Tätigkeit „über Nacht ausübt” (ohne Übernachtung) und er dadurch ebenfalls insgesamt mehr als 

8 Stunden von der Wohnung und ggf. der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist. Die Verpflegungspau-

schale wird in diesem Fall für den Kalendertag berücksichtigt, an dem der Arbeitnehmer den über-

wiegenden Teil der insgesamt mehr als 8 Stunden abwesend ist.  

 

Vorteil: Der Wegfall der bis 31.12.2013 geltenden 14-Stunden-Grenze bringt eine beachtliche Er-

leichterung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Sie müssen weniger Aufzeichnungen über die tatsäch-

lichen Abwesenheitszeiten führen. 

 

Beispiel 8: Arbeitnehmer I ist aufgrund eines Kundenbesuchs 9 Stunden von seiner Wohnung und 

seiner ersten Tätigkeitsstätte abwesend. 

Rechtslage bis 31.12.2013: I kann einen Pauschbetrag für Verpflegungsmehraufwand von 6 € geltend 

machen. 

Rechtslage ab 2014: Der Pauschbetrag verdoppelt sich ab dem Kalenderjahr 2014 auf 12 €. 

 

Beispiel 9: Arbeitnehmer J hat eine Besprechung mit einem Kunden am Mittwoch um 9 Uhr. Auf-

grund der Entfernung muss er bereits am Dienstag anreisen. Er verlässt gegen 20 Uhr seine Wohnung 

und übernachtet am Ort der Besprechung. Nach der Besprechung reist er wieder ab. Seine Wohnung 

erreicht er am Donnerstag um 2.00 Uhr. 

Rechtslage bis 31.12.2013: J kann lediglich für den Besprechungstag einen Pauschbetrag von 24 € 

geltend machen, da die Abwesenheitsdauer an den übrigen zwei Tagen unter 8 Stunden betragen hat. 

Rechtslage ab 2014: J kann für den An- und Abreisetag jeweils einen Pauschbetrag von 12 € und für 

den Besprechungstag einen Pauschbetrag von 24 € als Werbungskosten geltend machen, insgesamt 

also 48 €.  

 



Änderungen bei der Dreimonatsfrist: Die Berücksichtigung der Pauschalen für die Verpflegungs-

mehraufwendungen bleibt, wie bisher, grundsätzlich auf die ersten 3 Monate einer beruflichen Tätig-

keit an einer und derselben Tätigkeitsstätte beschränkt. Neu ist ab 2014, dass eine zeitliche Unterbre-

chung von 4 Wochen unabhängig vom Anlass der Unterbrechung, wie z. B. Krankheit, Urlaub oder 

Tätigkeit an einer anderen Tätigkeitsstätte, zu einem Neubeginn der Dreimonatsfrist führt. 

 

Beispiel 10: Arbeitnehmer K ist vom 1. Januar bis zum 31. Juli auf der gleichen auswärtigen Baustel-

le eingesetzt. Aufgrund einer Erkrankung ist er im gesamten Monat April nicht tätig. Am 2. Mai kehrt 

er wieder zur Baustelle zurück. 

Rechtslage bis 31.12.2013: Der Arbeitnehmer kann nur für die Monate Januar bis März Verpfle-

gungsmehraufwendungen geltend machen. Die Erkrankung führt nicht zu einem Neubeginn der Drei-

monatsfrist.  

Rechtslage ab 2014: Der Arbeitnehmer kann für die Monate Januar bis März sowie Mai bis Juli Ver-

pflegungsmehraufwendungen geltend machen. 
 

 

4. Übernachtungskosten  
 

Die tatsächlich entstandenen Übernachtungskosten im Rahmen einer längerfristigen beruflich veran-

lassten Auswärtstätigkeit sind wie bisher für einen Zeitraum von 48 Monaten Auswärtstätigkeit unbe-

schränkt (der Höhe nach jedoch auf das „notwendige“ Maß begrenzt) als Werbungskosten abzugsfä-

hig. Nach Ablauf von 48 Monaten können sie nur noch bis zu einer Höhe von 1.000 € monatlich als 

Werbungskosten geltend gemacht oder steuerfrei vom Arbeitgeber ersetzt werden. Pauschalen sind 

nicht als „Werbungskosten“ ansetzbar.  

 

Beispiel 11: Der Arbeitnehmer L übt für einen Zeitraum von 3 Jahren eine beruflich veranlasste 

Auswärtstätigkeit bei einem verbundenen Unternehmen aus. Die ihm monatlich entstandenen Über-

nachtungskosten betragen 1.200 €. Die Aufwendungen können für den kompletten Zeitraum von 3 

Jahren vom Arbeitnehmer als Werbungskosten abgezogen bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet 

werden. 
 

 

5.  Gestellung von Mahlzeiten für Inlandsreisen 
 

Bei Mahlzeitengestellung durch den Arbeitgeber wird der Pauschbetrag von 24 € für Verpflegungs-

mehraufwendungen ab 2014 wie folgt gekürzt: 

 

• für ein Frühstück um 20 % (=4,80 €), 

• für ein Mittag- bzw. Abendessen um 40 % (=9,60 €) 

 

Die Kürzung entfällt insoweit, als der Arbeitnehmer für die Verpflegung ein Entgelt zu zahlen hat. 

 

Beispiel 12: (Fortsetzung des Beispiels 9): Am Tag der Besprechung erhält der Arbeitnehmer Früh-

stück und Mittagessen unentgeltlich gestellt. Konsequenz: Aufgrund der Mahlzeitengestellung ermä-

ßigt sich der Pauschbetrag um 14,40 € (60 % von 24 €).  

Der Arbeitgeber muss einen geldwerten Vorteil nicht versteuern, wenn der Arbeitnehmer für die aus-

wärtige Tätigkeit eine Verpflegungspauschale beanspruchen kann. Damit entfällt die aufwendige Er-

fassung und Aufzeichnung der Mahlzeiten für Zwecke der Besteuerung.  

 

Zusätzlich wird dem Arbeitgeber ab 2014 ermöglicht, unentgeltlich oder verbilligt gewährte übliche 

Mahlzeiten bis zu 60 € anlässlich einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit, deren Besteuerung 

nicht unterbleiben kann (z. B. weil die Mindestabwesenheitszeit bei einer eintägigen Auswärtstätig-

keit nicht erreicht ist) mit 25 % pauschal zu besteuern.  

 

Beispiel 13: Der Arbeitnehmer M ist lediglich 7 Stunden auswärtig tätig. Der Arbeitgeber hat den 

Sachbezugswert der Mahlzeit zu versteuern, da der Arbeitnehmer für die beruflich veranlasste Aus-



wärtstätigkeit bei einer siebenstündigen Abwesenheit keine Verpflegungspauschale als Werbungskos-

ten geltend machen kann. Der Arbeitgeber kann aber eine Pauschalbesteuerung dieses Betrags mit 

25 % vornehmen, die zur  Sozialversicherungsfreiheit führt.  

 

Hinweis: Damit die Finanzverwaltung die bei der Einkommensteuerveranlagung vorzunehmende 

Kürzung der Werbungskosten erkennen kann, ist der Arbeitgeber verpflichtet, bei der Gewährung 

üblicher Mahlzeiten anlässlich von Auswärtstätigkeiten in der Lohnsteuerbescheinigung ab 2014 den 

Großbuchstaben „M” anzugeben. 
 

 

6.  Verpflegungsmehraufwendungen bei Auslandstätigkeit 
 

Auch für Tätigkeiten im Ausland gelten ab 2014 nur noch zwei, statt bisher drei Pauschalen, wobei 

die gleichen Voraussetzungen wie bei den inländischen Pauschalen erfüllt sein müssen. Es können 

länderweise unterschiedliche Pauschbeträge angesetzt werden, die bei einer Abwesenheit von der 

Wohnung von 24 Stunden 120 % und in den übrigen Fällen 80 % der nach dem Bundesreisekostenge-

setz festgesetzten Auslandstagegelder betragen.  
 

 

7.  Änderungen im Bereich der doppelten Haushaltsführung 
 

Ab 2014 wird der Begriff „eigener Hausstand” erstmals gesetzlich geregelt. Das Vorliegen eines eige-

nen Hausstands außerhalb des Ortes der ersten Tätigkeitsstätte erfordert künftig neben dem Innehaben 

einer Wohnung aus eigenem Recht oder als Mieter auch eine angemessene finanzielle Beteiligung an 

den Kosten der Lebensführung. Außerdem muss am Ort der ersten Tätigkeitsstätte die Nutzung einer 

Zweitunterkunft oder -wohnung aus beruflichen Gründen erforderlich sein.  

 

Eine Zweitwohnung an einem anderen Ort kann anerkannt werden, wenn der Weg von dort aus zur 

ersten Tätigkeitsstätte weniger als die Hälfte der Entfernung von der Hauptwohnung zur neuen Tätig-

keitsstätte beträgt. 

 

Als Unterkunftskosten für eine doppelte Haushaltsführung im Inland können ab 2014 die dem Arbeit-

nehmer tatsächlich entstehenden Aufwendungen für die Nutzung einer Wohnung oder Unterkunft 

angesetzt werden – höchstens jedoch 1.000 € pro Monat. Für das Ausland bleibt die Rechtslage un-

verändert. 
 

 

8. Fazit  
 

Auch wenn die Neuregelungen nunmehr gesetzlich festgelegt sind, wird es Praxisfälle geben, die noch 

detaillierter definiert werden müssen. Es wird erwartet, dass auch die Finanzverwaltung zu den Neu-

regelungen Stellung bezieht. Sicherlich landen auch manche Ungereimtheiten wieder beim Bundesfi-

nanzhof zur Einzelfallklärung.  

 

Reisekosten stellen in manchen Unternehmen einen großen finanziellen Belastungsfaktor dar. Wir 

bitten Sie deshalb, sich im Einzelfall von uns beraten zu lassen, bevor Fehler mit hoher Auswir-

kung begangen werden! 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  



Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.),  
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 

 

10.12.2013 

Sozialversicherungsbeiträge 23.12.2013 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2013 = - 0,38 % 
 1.1.. – 30.6.2013 = - 0,13 % 
 1.1. – 31.12.2012 = 0,12 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
  

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2013: Oktober = 105,9; September = 106,1; August = 106,1; Juli = 106,1; 
Juni = 105,6; Mai = 105,5; April = 105,1;März = 105,6; Februar = 105,1; 
Januar = 104,5 

2012: Dezember = 105,0; November = 104,7; Oktober = 104,6; 
September = 104,6; August = 104,5; Juli = 104,1 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

